
schaftliche Wirksamkeit der Kriminalitätsbekämpfung 
hängt besonders auf diesem Gebiet von der Mobilisie­
rung aller Organe, Organisationen, Betriebe und der 
Bevölkerung ab und erfordert ein koordiniertes Zusam­
menwirken.
Es ist notwendig, schnell und konsequent auf diese 
Straftaten zu reagieren. Unmittelbar nach ihrem Be­
kanntwerden sind in kürzester Frist die Ermittlungen 
durchzuführen, um Anklage zu erheben und eine Ver­
urteilung zu erreichen. Der Täter muß die Unabwend­
barkeit der Bestrafung spüren. Im Stadtbezirk Berlin- 
Köpenick wurde von der Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens an bis zur Verurteilung in erster. Instanz 
maximal eine Frist von einer Woche benötigt. In vielen 
Fällen wurde das sogar innerhalb von drei Tagen er­
reicht.
Der Erfolg dieser Arbeit hängt mit davon ab, wie es 
gelingt, durch differenzierte und zielgerichtete Infor­
mationen die Werktätigen zu mobilisieren.
Den Umständen des Einzelfalls entsprechend wurden 
Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Wirksam­
keit der Strafverfolgung organisiert. Nach unserer Er­
fahrung ist es nicht notwendig und auch nicht effektiv, 
allgemeine öffentliche Erziehungsgespräche durchzu­
führen. In bisherigen Aussprachen wurde deutlich, daß 
die Werktätigen wegen der Gefährlichkeit asozialen 
Verhaltens eine zügige Anwendung rechtlicher Maß­
nahmen fordern. Bei Kollektivaussprachen und öffent­
lichen Verhandlungen erklärten Arbeiter immer wie­
der, daß übertriebene Geduld diese Täter nur zur Fort­
setzung ihres Verhaltens ermuntert. Das zeigt, daß die 
Auffassungen zur Einhaltung des Rechts auf diesem 
Gebiet eindeutig sind. Deshalb führen wir jetzt öffent­
liche Verhandlungen vorwiegend nur in solchen Betrie­
ben oder Wohngebieten durch, in denen Erscheinungen 
der Asozialität wiederholt vorkamen, in denen viele 
nach der Strafverbüßung wiedereingegliederte oder so­
zial gefährdete Personen konzentriert sind. Diese Per­
sonen werden mitunter auch direkt aufgefordert, an den 
Verhandlungen als Zuhörer teilzunehmen.. Außerdem 
werden dazu staatliche und gesellschaftliche Kräfte des 
Bereichs (z. B. Meister, Gewerkschaftsvertrauensleute, 
Schöffen, VP-Helfer, Jugendhelfer) eingeladen.
Nehmen Vertreter ehemaliger Arbeitskollektive oder 
Wohngemeinschaften nicht an den Hauptverhandlun­
gen teil, dann werden sie unverzüglich über das Ergeb­
nis der Hauptverhandlung informiert. In einigen Fällen 
wurde auch vom Gericht angeordnet, daß das Urteil im 
Betrieb öffentlich bekannt gemacht wird. Auf diese 
Weise wurde deutlich, daß die Justiz- und Sicherheits­
organe unverzüglich auf Hinweise der Bevölkerung (be­
sonders bei Anzeigen aus den Betrieben oder Wohnge­
bieten) reagieren und die Schuldigen schnell einer ge­
rechten Bestrafung zugeführt werden. Diese Informa­
tionen tragen auch wesentlich zur Erhöhung der Rechts­
sicherheit bei.
Grundsätzlich sind wir davon ausgegangen, daß die der 
Asozialität angemessene Strafe die Arbeitserziehung ist, 
weil asozial lebende Personen in der Regel eine ver­
festigte negative Einstellung zur sozialistischen Arbeits­
disziplin haben. Eine Strafe ohne Freiheitsentzug muß 
daher die Ausnahme bleiben. Dabei ist zu berücksich­
tigen, daß der Grad der Verfestigung negativer Verhal­
tensweisen unterschiedlich sein kann. Das zeigt sich ins­
besondere an der Dauer arbeitsscheuen Verhaltens so­
wie an der Art und Weise und der Intensität, mit der 
sich der Täter der erzieherischen Einflußnahme gesell­
schaftlicher Kräfte bzw. staatlicher Organe entzogen 
hat. Bei bereits einschlägig vorbestraften Tätern oder 
solchen, deren Vortat auf asozialer Lebensweise ba­
sierte, wurde grundsätzlich selbst bei relativ kurzzeiti­
ger Asozialität auf Arbeitserziehung erkannt.

Freiheitsstrafen kamen nur in verhältnismäßig gerin­
gem Umfang zur Anwendung. Sie wurden nur dann 
ausgesprochen (sofern ihre Anwendung nicht wegen 
weiterer Straftaten geboten war), wenn der Grad der 
verfestigten Arbeitsscheu noch nicht so erheblich war, 
daß eine Erziehung mittels Einweisung zur Arbeits­
erziehung für die Dauer von mindestens einem Jahr 
erforderlich war.
Bei jungen erwachsenen Tätern, die erstmalig eine 
Straftat nach § 249 StPO begingen und in der Regel 
nur kurze Zeit asozial lebten, wurden in einigen Fäl­
len auch Haftstrafen beantragt.
In Fällen verfestigten asozialen Verhaltens ist auch von 
der Anwendung der Aufenthaltsbeschränkung für die 
Hauptstadt Gebrauch gemacht worden. Es kam insbe­
sondere darauf an, der Rückkehr des Täters in einen 
früheren negativen Lebenskreis vorzubeugen.
In allen Fällen der Asozialität wurde die Anwendung 
von Zusatzmaßnahmen geprüft. In der Regel wurde 
neben der Strafe die Kontroll- und Erziehungsaufsicht 
gemäß § 249 StGB ausgesprochen.

Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts 
im Zusammenhang mit der Bekämpfung 
der Asozialität

Bei der Durchführung von Strafverfahren wegen Ge­
fährdung der öffentlichen Ordnung durch asoziales Ver­
halten wurden in einer Reihe von Fällen Gesetzesver­
letzungen aufgedeckt, die leitende Mitarbeiter von Be­
trieben und Einrichtungen begangen hatten. In erster 
Linie handelte es sich dabei um Verstöße gegen das 
GBA.
Unverständlich ist, daß in manchen Betrieben gerade 
bei asozialen Personen, die wiederholt und in grober 
Weise die sozialistische Arbeitsdisziplin verletzen, die 
Bestimmungen über die sozialistische Arbeitsdisziplin 
(§§ 106 ff. GBA) imgenügend oder gar nicht angewandt 
wurden. Einige Betriebe schlossen sogar nach vergeb­
licher erzieherischer Einflußnahme auf Arbeitsbumme­
lanten Aufhebungsverträge gemäß § 31 Abs. 1 GBA zur 
Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses. Abgesehen 
davon, daß in solchen Fällen die betriebliche Einwilli­
gung in den Abschluß eines Aufhebungsvertrages das 
Gesetz verletzt (§31 Abs. 4 GBA, § 7 Abs. 1 Gefährde- 
tenVO), führt ein derartig inkonsequentes Verhalten 
der Betriebsleitungen gegenüber Verletzungen der so­
zialistischen Arbeitsdisziplin dazu, daß labile Personen 
in ihrem pflichtwidrigen arbeitsscheuen Verhalten be­
stärkt werden.
Im Einzelfall sind wir gegen derartige Gesetzesverlet­
zungen mit Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht ge­
mäß §§ 38 ff. StAG vorgegangen. Gleichzeitig haben wir 
durch Hinweise an die Gewerkschaftsorgane darauf Ein­
fluß genommen, daß die Ordnung des Sekretariats des 
Bundesvorstandes des FDGB vom 29. Oktober 1971 für 
die Wahrnehmung der Rechte der Gewerkschaften bei 
der Begründung, Änderung und Beendigung von Ar- 
beitsrechtsverhältnissen (insbesondere Abschn. IV über 
die Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Vorberei­
tung eines Aufhebungsvertrages) durchgesetzt und die 
ordnungsgemäße Beendigung von Arbeitsrechtsverhält­
nissen kontrolliert wird.
Trotz klarer rechtlicher Regelungen ist jedoch eine 
durchgängige Veränderung in der Praxis der Betriebe 
noch nicht erreicht worden. Aus diesem Grund hat der 
Staatsanwalt in Zusammenarbeit mit der Abteilung 
Innere Angelegenheiten des Rates des Stadtbezirks Be­
ratungen mit Betriebsleitern und Kaderleitern durchge­
führt und dabei die Feststellungen aus Strafverfahren 
wegen § 249 StGB eingehend ausgewertet.
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